1

Presseerklärung Gush Shalom vom 4.6.14
Nach einer von der israelischen Friedensorganisation Gush Shalom  am 4. Juni 2014 herausgegebenen Pressemitteilung gibt es beim Kampf der Beduinen von Al-Arakib möglicherweise eine vorsichtig positive Entwicklung. Wenn diese vom Obersten Gerichtshof  Israels angestoßene Entwicklung  erfolgreich weitergeht, könnte das positive Auswirkungen auch für andere in der Negev-Wüste lebende Beduinen haben. Sie würden endlich als die israelischen Staatsbürger wahrgenommen, die sie seit mehr als 60 Jahren sind.  

Gush Shalom: Presseerklärung vom 4. Juni 2014
Verfasser: Adam Keller
Israels Oberster Gerichtshof bietet ein Schlichtungsverfahren an, um eine faire Lösung im Streit um das Land der Beduinen herbeizuführen; der Staat muss in zwei Wochen antworten, ob er einer Einigung bezüglich des Landes bei Al Arakib, zustimmt.
Am Ende einer langen Beratung  in Jerusalem schlug der Oberste Gerichtshof ein Schlichtungsverfahren vor mit dem Ziel einer fairen Lösung der Frage, wessen Eigentum das Beduinenland bei Al Arakib im Nordwesten von Be‘ersheva ist. 
Die Richter rügten die überaus zögerliche Bearbeitung von Ansprüchen, die die Beduinen bereits vor 50 Jahren gerichtlich geltend gemacht hatten. Nunmehr schlugen die Richter auf  sechs Monate begrenzte Verhandlungen  zwischen den in Al-Arakib lebenden Ukbi-Stämmen und den Behördenvertretern vor mit dem Ziel, eine „faire Lösung“ zu erreichen. 
Rechtsanwalt Michael Sfard, der Vertreter der Al-Ukbis , erklärte sich einverstanden mit einem solchen Verfahren, das er selbst bereits vorgeschlagen hatte. Die Behördenvertreter verlangten einen einmonatigen Aufschub. Schließlich entschied das Gericht, der Staat sich müsse sich binnen zwei Wochen zu dem Schlichtungsvorschlag erklären. 

Das Richterkollegium ließ deutlich erkennen, dass es einen von den Parteien vereinbarten Kompromiss vorziehen würde, anstatt das zuvor ergangene Urteil des Bezirksgerichts von Be’er Sheva zu verwerfen. Dieses Gericht hatte gegen die Al-Ukbis entschieden und ihre Besitzansprüche vollständig zurückgewiesen. 

Die Vertreter des Obersten Gerichts hingegen zeigten sich bestrebt, Verhandlungen zwischen den Parteien zu unterstützen  und den vom Vertreter der Al-Ukbis eingebrachten Schlichtungsgedanken zu fördern. Damit gaben sie zu erkennen,  dass sie den Fall als komplexe und vielschichtige Angelegenheit ansehen, die sich einer rein juristischen Betrachtungsweise entzieht. Derartige Überlegungen könnten zu einem Umdenken darüber führen, was den Beduinen zusteht, und damit zu einem Abrücken von den Hauruck- Methoden, die die zuständigen Verwaltungsbehörden  bisher praktiziert haben. 
Es ist festzuhalten, dass bisher, wenn Verhandlungen zwischen den staatlichen Stellen und Negev-Beduinen stattfanden, die vonseiten des Staates gemachten Angebote sich auf  - normalerweise geringe - finanzielle Entschädigung beschränkten In seltenen Fällen wurde ein Stück Land angeboten, allerdings nicht dort, wo die Beduinen ursprünglich enteignet worden waren, sondern an von den Behörden willkürlich festgelegter anderer Stelle.

Mitglieder des al-Ukbi-Stammes waren 1951 von der Militärregierung, die seinerzeit über die arabischen Bürger Israels herrschte, aus ihren Häusern und Ländereien in Al-Arakib vertrieben worden. Gleichzeitig mit der Vertreibung enteignete die damalige israelische Regierung einseitig das Land und erklärte es zu Staatseigentum. Dabei machte man sich nicht einmal die Mühe, die bisherigen Eigentümer von dieser Maßnahme in Kenntnis zu setzen.

Nuri Al-Ukbi, ein altgedienter Streiter für die Rechte der Beduinen, gehört zu den gegenwärtigen Antragstellern. Er erklärt: „Zwar wurde das uns 1951 angetane Unrecht nie wieder gut gemacht, aber wir hoffen und erwarten jetzt, vor dem Obersten Gerichtshof  unser Recht zu bekommen. Der Verlauf der Verhandlungen wirkte positiv, und wir haben den Vorschlag des Gerichts für eine Schlichtung angenommen. Auf diese Weise können wir alle Tatsachen vorbringen, die unseren Fall ausmachen. 

Allermindestens hoffe ich, dass wir in der Lage sein werden, uns wieder dort anzusiedeln, wo unser angestammtes Haus in Al-Arakib stand. Dieses Haus diente dem Stadt Israel als Wahlbüro für die ersten Wahlen zur Knesset im Jahr 1949, und eben hier amtierte ein vom Staate Israel anerkanntes Stammesgericht. Wenn es tagte, wurden dort die Flagge und das Emblem des Staates Israel gezeigt. Die Genehmigung, dort wieder zu wohnen, würde unseren Schmerz wegen des erlittenen Unrechts lindern. Außerdem würde es dem Staatswohl dienen und gleichzeitig 400 heimatlosen Menschen ein Obdach bieten. Es könnte ein Beweis dafür sein, dass die Wiedergutmachung eines Unrechts auch nach vielen Jahren möglich ist, ein Unrecht, das uns der Staat ohne  die geringste Spur einer Berechtigung zugefügt hat.“
In den gerichtlichen Überlegungen kamen historische und juristische Angelegenheiten zur Sprache, die weit über den spezifischen Fall von Al-Arakib hinausreichen. Die Parteien diskutierten über den rechtlichen Status des Negev-Gebietes unter der türkischen Herrschaft und in der britischen Mandatszeit ebenso wie die damaligen tatsächlichen Verhältnisse im Negev. Denn alle diese Fragen haben gewichtige Auswirkungen auf den gegenwärtigen Status dieser Gebiete und die Eigentumsverhältnisse. Es wurden auch Vergleiche mit ähnlichen Situationen in anderen Ländern angestellt, etwa mit dem Umgang Australiens mit seinen Ureinwohnern. 

Prof. Oren Yiftah’el von der Ben Gurion Universität, der bereits vor dem Bezirksgericht als Sachverständiger aufgetreten war, zeigte sich jetzt hoffnungsvoll: „Nach jahrelanger äußerst mühseliger Forschungsarbeit verfügen wir jetzt auf Grund von Archivmaterial, Luftaufnahmen und Aussagen von Stammesangehörigen über solide Erkenntnisse, die die Landrechte der Beduinen in der nördlichen Negev-Wüste nachweisen. Zum ersten Mal wird derartiges Material dem Obersten Gerichtshof vorgelegt. Obwohl noch kein Urteil ergangen ist, hoffe ich, dass die Vorlage des Materials an sich geeignet ist, den Richtern klar zu machen, dass sechzig Jahre Vertreibung der Beduinen im allgemeinen, und der Al-Ukbis im besonderen, auf einer juristischen und historischen Fälschung beruhen. Möglicherweise führt ein Schlichtungsverfahren zu einem vernünftigen Ergebnis. Wir werden den Beduinen weiterhin nach Kräften helfen, ihre Rechte wieder zu erlangen.“  
Dieser Text ist eine Zusammenfassung der Pressemitteilung von Gush Shalom und stützt sich auf die von Inga Gelsdorf dankenswerter Weise ins Netz gestellte Übersetzung ins Deutsche.
